
Dieser Rechtszustand ist durch § 40 AnglVO beseitigt, 
dessen Abs. 3 dem erstinstanzlichen Gericht die Mög­
lichkeit gibt, beim Vorliegen bestimmter Voraussetzun­
gen ohne Rücksicht auf den Wert des Beschwerde­
gegenstandes die Berufung gegen sein Urteil zuzulassen. 
Wenn, wie notwendigerweise im Verfahren nach § 99 
Abs. 3 ZPO, eine Entscheidung in der Hauptsache fehlt, 
kann das Beschwerdegericht also niemals feststellen, 
ob gegen die Hauptentscheidung im Falle ihres Erlasses 
die Berufung zulässig gewesen wäre, weil es nicht 
wissen kann, ob die erste Instanz von der Möglichkeit 
des § 40 Abs. 3 AnglVO Gebrauch gemacht hätte.

Es fragt sich nun, wie man dieser Schwierigkeit be­
gegnet. Das könnte auf dreierlei Weise geschehen. 
Man könnte wie das BG Halle verfahren, das § 40 
Abs. 3 AnglVO einfach unberücksichtigt läßt und die 
Frage nach der Zulässigkeit der Berufung lediglich nach 
Abs. 2 dieser Vorschrift entscheidet. Die zweite, dieser 
Auffassung entgegengesetzte Möglichkeit wäre die, daß 
man sich — da niemand sagen kann, ob gegen das 
Urteil im Falle seines Erlasses die Berufung zugelassen 
worden wäre oder nicht — auf den für den Beschwerde­
führer günstigeren Standpunkt stellt. Nach dieser An­
sicht hinge die Zulässigkeit der Beschwerde lediglich 
von der Erfüllung der in § 99 Abs. 3 ZPO enthaltenen 
Voraussetzungen sowie von ihrer rechtzeitigen Ein­
legung ab; eine Begründung wie die des BG Halle wäre 
also ausgeschlossen. Schließlich bleibt als drittes noch 
übrig, § 40 Abs. 3 AnglVO auf irgendeine Art auch 
im selbständigen Kostenverfahren anzuwenden.

Die erste Möglichkeit ist m. E. abzulehnen. Unser 
Gesetzgeber konnte den einem demokratischen Zivil­
prozeßrecht allein entsprechenden Grundsatz der Un­
abhängigkeit der Berufung von einem Beschwerdewert 
— wie er in der Sowjetunion seit langem herrscht und 
wie er z. B. auch in den neuen Zivilprozeßgesetzen 
der tschechoslowakischen und der bulgarischen Volks­
republik enthalten ist — angesichts der Belastung unse­
rer Bezirksgerichte noch nicht voll verwirklichen. Dieser 
Grundsatz ist durch § 40 Abs. 2 AnglVO insoweit ein­
geführt, als nach dieser Vorschrift in Miets- und Unter­
haltssachen die Berufungsmöglichkeit unabhängig vom 
Wert des Beschwerdegegenstandes ist. Dies bedeutet 
ihre Erweiterung gegenüber der bisherigen Regelung, 
und zwar gerade bei denjenigen Arten von Zivil­
rechtsstreitigkeiten, die die große Mehrzahl der vor 
unseren Gerichten geführten Prozesse bilden und 
bei denen die Werktätigen am meisten beteiligt 
sind. Für andere vermögensrechtliche Streitigkeiten 
dagegen ist die Berufung eingeschränkt, zum Aus­
gleich von Härten aber die Vorschrift des § 40 
Abs. 3 AnglVO geschaffen worden. Die Außeracht­
lassung dieser Vorschrift im selbständigen Kostenver­
fahren würde den Beschwerdeführer also gegenüber 
dem Urteilsverfahren benachteiligen, denn bei Erlaß eines 
Urteils hätte das erstinstanzliche Gericht ihre Voraus­
setzungen prüfen und auf ein entsprechendes Partei­
vorbringen eingehen müssen. Diese Schlechterstellung 
liegt sicher nicht in der Absicht unseres Gesetzgebers, 
der die Berufung nur mit dem Vorbehalt eingeschränkt 
wissen will, daß immer eine Möglichkeit ihrer Zulas­
sung in allgemein oder für eine Prozeßpartei besonders 
wichtigen Fällen besteht. Das gleiche muß auch in 
einem Fall wie dem vorliegenden gelten, in dem die 
Zulässigkeit eines Rechtsmittels von der Zulässigkeit 
der Berufung gegen die sonst getroffene Hauptent­
scheidung abhängig ist.

Die zweite Möglichkeit scheidet bereits aus dem 
Grunde aus, weil man mit ihr den Beschwerdeführer 
besser stellen würde als im Urteilsverfahren, ein Er­
gebnis, für das keinerlei gesetzliche Grundlage ersicht­
lich ist.

Es bleibt also nur die Anwendung des § 40 Abs. 3 
AnglVO. Am besten erscheint eine analoge Anwen­
dung durch das erstinstanzliche Gericht; so wie es im 
Falle des Erlasses eines Urteils die Berufung für zu­
lässig erklären kann, kann es hier die sofortige Be­
schwerde gegen seinen Kostenbeschluß zulassen, wenn 
die Entscheidung in der Hauptsache nicht berufungs­
fähig gewesen wäre. Als Maßstab für die Voraussetzun­
gen des § 40 Abs. 3 AnglVO kann hier natürlich nur 
die Kostenentscheidung selbst in Frage kommen. Ein 
solcher Fall kann z. B. dann vorliegen, wenn die auf­
erlegten Kosten so hoch sind, daß sie die Prozeßpartei

längere Zeit hindurch wirtschaftlich empfindlich be­
lasten würden.

Mit einer solchen Zulassung der sofortigen Beschwerde 
werden natürlich nicht deren sonstige Zulässigkeits­
voraussetzungen ersetzt. Insbesondere muß immer der 
im § 567 Abs. 2 ZPO genannte Beschwerdewert erreicht 
sein. Es empfiehlt sich, bei der Zulassung selbst auf 
diesen Umstand hinzuweisen, um Mißverständnisse bei 
den Prozeßparteien zu vermeiden.

Eine Lösung dahingehend, daß das Beschwerdege­
richt selbständig prüft, ob hinsichtlich der getroffenen 
Kostenentscheidung die Voraussetzungen des § 40 Abs. 3 
AnglVO gegeben sind, erscheint dagegen weder mit 
dem Wortlaut dieser Vorschrift, der auf eine Prüfung 
durch die erste Instanz abstellt, noch mit ihrem Zweck, 
die Bezirksgerichte vor einer ihre Leistungsfähigkeit 
übersteigenden Zahl von Rechtsmittelverfahren zu be­
wahren, vereinbar.

Am Rande sei noch bemerkt, daß die Verquickung 
der funktionellen Zuständigkeit mit der Zulässig­
keit der Beschwerde in der Begründung des vor­
liegenden Beschlusses fehlerhaft ist. Für die Frage 
der funktionellen Zuständigkeit kommt es nur darauf 
an, ob das BG für die Verhandlung und Entscheidung 
über Beschwerden gegen Entscheidungen der Kreisge­
richte zuständig ist. Das ist nach § 50 Abs. 2 GVG der 
Fall. Es ist dabei unerheblich, ob die eingelegte Be­
rufung oder Beschwerde zulässig ist oder nicht. Träfe 
die Annahme des BG, daß ihm die funktionelle Zu­
ständigkeit fehle, zu, so hätte es über die Beschwerde, 
auch über deren Zulässigkeit, überhaupt nicht entschei­
den dürfen.

II
Prof. Dr. HANS NATHAN, Berlin

Mit Recht weist R e i m e r s  auf die Bedenken hin, 
die sich daraus ergeben, daß das BG Halle die bisherige 
Rechtsprechung — denn mit der erwähnten Entschei­
dung hält sich das Gericht an eine langjährige Recht­
sprechung — zur Frage des Rechtsmittels gegen eine 
sogenannte isolierte Kostenentscheidung fortsetzt, ohne 
zu beachten, daß die durch die AnglVO vom 15. Oktober. 
1952 veränderte rechtliche Situation im Hinblick auf 
die Zulässigkeit der Berufung auch eine veränderte 
Beurteilung dieser Frage erfordert. Man wird dem 
Vorschläge von Reimers, in entsprechender Anwendung 
des § 40 Abs. 3 AnglVO dem ersten Gericht das Recht 
zu geben, die Beschwerde gegen eine isolierte Kosten­
entscheidung auch dann zuzulassen, wenn eine Be­
rufung gegen das Urteil in der erledigten Hauptsache 
an sich nicht möglich gewesen wäre, zustimmen müs­
sen; allerdings ist zu beachten, daß die Kostenentschei- 
scheidung selten das Erfordernis erfüllen wird, eine 
„Rechtsfrage grundsätzlicher Natur“ zu entscheiden 
oder für die Lebensverhältnisse der Partei von beson­
derer Bedeutung zu sein, so daß in der Praxis kaum 
jemals zu einer solchen Zulassung Anlaß sein wird.

Mit den Bemerkungen von Reimers sind jedoch die 
Bedenken gegen die von ihm besprochene Entscheidung 
des BG Halle noch nicht erschöpft, und es erscheint er­
forderlich, einer falschen Verallgemeinerung, die sich 
aus dieser Entscheidung ergeben könnte, rechtzeitig vor­
zubeugen. Der Beschluß geht von der These aus, daß 
eine Beschwerde im Rahmen eines Verfahrens, das im 
Hinblick auf seinen Streitwert nicht über die unterste 
Instanz hinausgelangen kann, schlechthin unzulässig sei. 
Soweit es sich dabei um die Beschwerde gegen eine 
nach Erledigung der Hauptsache erlassene Kostenent­
scheidung handelt, wie in dem vom BG Halle entschie­
denen Fall, ist diese These — mit der von Reimers be­
handelten Modifikation — auch zutreffend und ent­
spricht, wie bemerkt, einer alten Übung der Gerichte; 
aber der Beschluß beschränkt sich in seiner Begrün­
dung nicht auf diesen Fall, sondern will jene These 
auch auf „alle übrigen mit der Sache zusammenhän­
genden Entscheidungen der Kreisgerichte in derartigen 
Rechtsstreitigkeiten“ angewendet wissen. Und in die­
ser Verallgemeinerung ist der Auffassung des BG Halle 
entschieden zu widersprechen.

Die hier aufgeworfene Frage kann nicht erst neueren 
Datums sein, da eine Beschränkung der Berufung auf 
Objekte, die einen bestimmten Streitwert übersteigen, 
seit langer Zeit — genauer: seit dem 1. Weltkriege — 
existiert. Seit dieser Zeit sind die Gerichte immer wie-
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